
& betrieb gewerkschaft
Zeitung der AG Betrieb & Gewerkschaft der Partei DIE LINKE � Mai 2023 

Tarifpolitik im Kontext von Krise und Krieg
Bereits die ersten Monate des Jahres 

machen deutlich: Die Auseinan­
dersetzungen zwischen Kapital 

und Arbeit verschärfen sich. So zeigen 
nicht nur die mehrheitlich zweistelli­
gen Tarifforderungen der Gewerk­
schaften, wie hoch der Erwartungs­
druck unter den Beschäftigten ist. Auch 
die neue Strategie eines gemeinsamen 
Streiks zwischen EVG und ver.di, eines 
sogenannten Megastreiks, unter­
streicht: Für ein gutes Ergebnis muss 
gemeinsam mobilisiert werden.
Gleichzeitig zeigen die Reaktionen 
der Arbeitgeber eine neue Unver­
söhnlichkeit in der Auseinanderset­
zung: Obwohl die Post seit der Pande­
mie Rekordgewinne einfuhr und die 
Tarifverdienste hier in den letzten 
zwölf Jahren deutlich hinter denen 
anderer Branchen zurückblieben, 
stellten sich die Arbeitgeber quer. In 
drei Verhandlungsrunden zeigten sie 
keinerlei Bereitschaft, die Reallohn­
einbußen durch ein angemessenes 

Angebot auszugleichen. Erst die Ein­
leitung der Urabstimmung und die 
Androhung eines unbefristeten 
Streiks bewegten sie zum Einlenken. 
Am Ende stand ein Abschluss, der vor 
allem für die unteren Lohngruppen 
eine Steigerung von über 20 Prozent 
bedeutet. Das Ergebnis zeigt: Tarifab­
schlüsse oberhalb der Inflation sind 
möglich, aber sie müssen hart erstrit­
ten werden. 
Auch im öffentlichen Dienst und bei 
der Deutschen Bahn zeigt sich, wie zu­
gespitzt es inzwischen am Verhand­
lungstisch zugeht. 10,5 Prozent bei 
einer Laufzeit von zwölf Monaten for­
dert ver.di vor dem Hintergrund von 
Inflation und Energiekrise. Zwölf Pro­
zent mehr will die EVG. Unverhältnis­
mäßig und überzogen sind diese For­
derungen aus Sicht der Arbeitgeber. 
Mit Blick auf den Megastreik rufen sie 
nach dem Staat und stellen dabei das 
Streikrecht in Frage. Versteckte Dro­
hungen gab es sogar von Karin Welge, 

Präsidentin der Vereinigung der kom­
munalen Arbeitgeberverbände. Sie 
mahnte: „Die Gewerkschaften sollten 
aufpassen, dass sie nicht überziehen.“
Die zugespitzte Auseinandersetzung 
muss im Kontext von Krise und Krieg 
gesehen werden und gibt möglicher­
weise einen Vorgeschmack darauf, 
dass sich Tarifpolitik unter den Bedin­
gungen von Krise und Krieg verschärft. 
Die anhaltende Krisendynamik, die 
hohe Inflation und die steigenden 
Energiepreise machen gute Tarifab­
schlüsse notwendig. Zusätzlich politi­
siert werden die Tarifrunden aber da­
durch, dass öffentlicher Dienst, Post, 
ÖPNV und auch der Handel in der 
Pandemie systemrelevant waren. De­
ren Beschäftigte haben unter hohem 
persönlichen Einsatz und großem ge­
sundheitlichen Risiko verhindert, dass 
die gesellschaftliche Versorgung zu­
sammenbrach.
Hinzu kommt: In der Tarifauseinan­
dersetzung im öffentlichen Dienst sit­

zen gewählte Politikerinnen und Poli­
tiker am Verhandlungstisch. Verhand­
lungsführerin Nancy Faeser hat bereits 
auf die „angespannte Haushaltlage bei 
Bund und Kommunen“ hingewiesen. 
Und Verteidigungsminister Pistorius 
merkte an, dass der Tarifabschluss den 
Spielraum für Investitionen in die 
Bundeswehr verengen würde. Dabei 
steht der Abschluss mit einem Ge­
samtvolumen von 1,4 Milliarden Euro 
in keinem Verhältnis zu den 100 Milli­
arden Euro Sondervermögen für die 
Bundeswehr. 
Die Umverteilungskämpfe werden 
schwieriger, auch weil der Krieg in der 
Ukraine finanzielle Ressourcen bin­
det. Für die Gewerkschaften heißt das, 
tarifpolitische Fragen verschränken 
sich mit außenpolitischen Fragen. Der 
Kampf um gute Tarifabschlüsse ist also 
nicht allein auf der betrieblichen Ebe­
ne zu lösen, sondern ruft das politi­
sche Mandat der Gewerkschaften auf 
die Tagesordnung.
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■ Zur Sache:

Demokratie 
braucht 
Arbeitszeit

Jan Richter

D
ie aktuellen Vielfachkrisen 
sind herausfordernd und ste­
hen im Zusammenhang mit 

einer Krise der Demokratie. Politik­
verdrossenheit und Demokratie­
skepsis nehmen zu. Zwischen ge­
wünschtem Einfluss auf Politik und 
gleichzeitig empfundener politi­
scher Ohnmacht und Einflusslosig­
keit klafft eine Lücke. Das führt zu 
einem für die Nachkriegszeit einma­
ligen Ruck nach rechts, ist ohne ei­
nen Blick auf die Welt der Arbeit 
aber nicht zu verstehen. Die Otto-
Brenner-Stiftung ging 2020 der Fra­
ge nach, wie Beteiligung, Solidari­
tät und Anerkennung im Betrieb 
erlebt werden und wie sich dieses 
Erleben speziell auf die Zufrieden­
heit der Beschäftigten mit der De­
mokratie auswirkt. Ergebnis: De­
mokratische Enttäuschungen hän­
gen eng mit dem Ausbleiben von 
Mitbestimmungserfahrungen am 
Arbeitsplatz zusammen. 
Für demokratische Beteiligung 
braucht es Selbstachtung. Sinkt der 
Stellenwert der Arbeit, sinkt auch 
das Vertrauen in demokratische 
Prozesse. Wo also Schutzrechte von 
Beschäftigten abgebaut und Mitbe­
stimmung mit Füßen getreten wur­
de, ist das Vertrauen in die Demo­
kratie besonders niedrig. Eine Mög­
lichkeit, gegen dieses Ohnmachtser­
leben vorzugehen, ist, die Demokra­
tie am Arbeitsplatz zu stärken. Mit­
bestimmung macht Selbstwirksam­
keit und demokratische Prozesse 
erlebbar. Der Strukturwandel be­
trifft nicht nur alle Branchen, son­
dern eben auch jeden einzelnen 
Beschäftigten. Damit diese in der 
Transformation eine aktive Rolle 
einnehmen können, sind innerbe­
triebliche Beteiligungsprozesse aus­
zubauen, die einzelne Beschäftigte 

stärker ermuntern, sich einzubrin­
gen. 
Das Konzept „Ahoi, Mitbestim­
mung“ enthält dazu viele Ideen, 
zwei Vorschläge befördern das aber 
konkret. Da ist zum einen der Aus­
bau der Betriebsversammlung als 
eigenständiges Organ der Betriebs­
verfassung. Einberufen kann sie 
nicht nur der Betriebsrat, neben 
dem Arbeitgeber kann es auch ein 
Viertel der Belegschaft bei ihm bean­
tragen. Die Senkung dieses Quo­
rums ist konsequent, denn die Ver­
sammlung ist das zentrale Forum 
der Kommunikation auf Arbeit, der 
Ort der betriebspolitischen Ausspra­
che und Meinungsbildung. Das geht 
Hand in Hand mit der Forderung 
nach einer Demokratiezeit am Ar­
beitsplatz, einem Rechtsanspruch 
für Beschäftigte auf monatlich zwei 
Stunden Befreiung von der Arbeits­
verpflichtung zum gemeinsamen 
Austausch. Oft fehlt der Raum, sich 
über betriebspolitische Fragen zu 
informieren oder Betriebsversamm­
lungen vor- und nachzubereiten und 
sich eine eigene Meinung zu bilden. 
Die Demokratiezeit stärkt die Mitge­
staltung der Beschäftigten und ist 
direkte Demokratie im Betrieb. 
Beschäftigte sind nicht nur die ei­
gentliche Machtressource von Be­
triebsräten und Gewerkschaften, sie 
sind vor allem Experten bei Fragen 
der Gestaltung ihrer Arbeit. Stärken 
wir ihre Rechte, wird mehr direkte 
Demokratie im Betrieb erlebbar: 
Von unten statt in Stellvertretung – 
nicht als Ersatz für die institutiona­
lisierte betriebliche Mitbestim­
mung, sondern als deren Ergän­
zung.

Jan Richter ist Bundessprecher der 
BAG Betrieb & Gewerkschaft und im 
Vorstand der Partei DIE LINKE

Reform der betrieblichen 
Mitbestimmung
Mit ihrem Konzept „Ahoi, Mitbe­

stimmung!“ hat DIE LINKE einen 
Dreiklang von Maßnahmen vor­

gelegt, um die betriebliche Mitbestim­
mung zukunftsfest zu machen und zur 
Demokratisierung der Arbeitswelt bei­
zutragen. Vorgestellt wurde es von der 
stellvertretenden Fraktionsvorsitzen­
den Susanne Ferschl. Die Reform sei 
notwendig, „um die bevorstehenden 
Herausforderungen durch Transfor­
mation und Digitalisierung zu bewäl­
tigen und im Sinne der Beschäftigten 
zu gestalten.“ Die langjährige Be­
triebsrätin unterstrich, dass „Mitbe­
stimmung für DIE LINKE eine heraus­
ragende Rolle spielt.“ Die Ergebnisse 
langjähriger konzeptioneller Arbeit 
mit Betriebsräten, Gewerkschafter*in­
nen und Jurist*innen sind in dem um­
fassenden und fortschrittlichen Pro­
gramm zur Reform des Betriebsverfas­
sungsgesetzes zu finden. 
Besonderes Augenmerk hat die Neu­
gründung von Betriebsräten, die es zu 
schützen und zu fördern gilt, so Ferschl. 
Viel zu lang schon können Anwalts­
kanzleien ungestraft ihr Unwesen trei­
ben, die sich auf die systematische Ein­

schüchterung von Betriebsräten spezia­
lisiert haben. Union Busting stoppen, 
Gegenwehr stärken und Mitbestim­
mung ausweiten lautet die Devise. An­
gesichts der ungeheuren Wandlungs­
prozesse, vor denen die Arbeitswelt 
steht, ist die Passivität der Politik fahr­
lässig. Klimaschutz, Digitalisierung und 
die fortschreitende Globalisierung er­
zwingen Antworten auf die Frage, wie 
in Zukunft global gearbeitet und ge­
wirtschaftet werden soll. Entscheidend 
wird sein, wer diesen Wandel maßgeb­
lich gestaltet, meint Ferschl und weist 
darauf hin, dass Konzernvorstände und 
Arbeitgeberlobbyisten den Umbau der 
Wirtschaft so vorantreiben, dass die 
Maximierung ihrer Profite immer mehr 
auf dem Rücken von Menschen und Na­
tur stattfindet. „Es braucht daher muti­
ge Schritte für den Ausbau der Mitbe­
stimmung bei so wichtigen Fragen wie 
Beschäftigungssicherung, Weiterbil­
dung, Datenschutz, 
Gesundheitsschutz 
sowie dem Klima- 
und Umweltschutz,“ 
so Ferschl abschlie­
ßend. 

Buchtipp
Beginnend mit dem Jahr 2010 wächst weltweit die Zahl flammender Pro­
teste: Demonstrationen gegen Lukaschenko in Belarus, Black-Lives-Matter-
Proteste in den USA, die Gilets Jaunes in Frankreich oder Proteste in Hong­
kong. Die weltweit wachsende Wut schürte die Krise liberaler Demokratien 
und begünstigte rechtspopulistische Regierungswechsel. Wie verändern 

sich Gewerkschaftsmacht oder -ohnmacht unter den 
Bedingungen eines wachsenden Autoritarismus? Ul­
rike Eifler untersucht in sieben Länderstudien das 
Wechselspiel von globalem Protest, wachsendem 
Autoritarismus und gewerkschaftlicher Handlungs­
fähigkeit.
Ulrike Eifler
Gewerkschaftliche Machtressourcen 
zwischen Autoritarismus und Aufbruch
Westfälisches Dampfboot
Erscheinungsdatum: April 2023
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Ulrike Eifler und Jan Richter

Gewerkschaftsrat im House of Labour
Die letzte Sitzung des Gewerk­

schaftsrates der Partei DIE LIN­
KE führte uns nach Frankfurt am 

Main ins House of Labour. Dort sind 
sowohl die Akademie der Arbeit als 
auch die University of Labour ansäs­
sig. Geschäftsführer Martin Alles­
pach begrüßte uns herzlich und führ­
te uns in die Geschichte des Hauses 
ein.
Im Anschluss widmeten wir uns der 
Frage von gewerkschaftlicher Hand­
lungsfähigkeit in der Transformati­
on. Zu Gast war Professor Thorsten 
Schulten vom WSI der Hans-Böck­
ler-Stiftung. Er verwies auf das Kon­
zept der Arbeitskammern wie sie im 
Saarland und in Bremen, aber auch 
in Österreich und Luxemburg exis­
tieren. Die abnehmende Tarifbin­
dung und die rückläufige Mitglie­
derentwicklung der letzten Jahre 
hätten zu einer Vertretungslücke 
geführt, argumentierte er. Insbeson­
dere die Unordnung auf dem Ar­
beitsmarkt führe dazu, dass vor al­
lem prekär Beschäftigte im politi­
schen Raum kaum noch vertreten 
werden. Diese Repräsentationslücke 
könne durch eine Arbeitskammer 
geschlossen werden. Gerade in Zei­
ten epochaler Transformationspro­
zesse bräuchten die Beschäftigten 
eine Lobbyorganisation, die spiegel­
bildlich zu den Industrie- und Hand­
werkskammern die Interessen der 
Welt der Arbeit stärkt.
Klaus Dörre und Bernd Riexinger da­
gegen konzentrierten sich auf den 
Aufbau einer Rätestruktur mit Fokus 
auf die Beteiligung der Beschäftigten. 
Dörre legte seinen Schwerpunkt auf 
Wirtschaftsräte, die auf der Idee neuer 
Allianzen zwischen Akteuren aus der 
Umweltbewegung, den Gewerkschaf­
ten und der politischen Linken basie­
ren. Während Riexinger vor dem Hin­
tergrund industriepolitischer Umbrü­
che im Neckarraum sein Konzept al­
ternativer Transformationsräte vor­
stellte. Diese sollten eigene Konzepte 
zur Transformation entwickeln. Dem 
im Juli vergangenen Jahres gegründe­
te Transformationsrat in Stuttgart ge­
hören derzeit 20 Mitglieder an.
Alles in allem war es eine ernsthafte 
Beratung in guter Atmosphäre, die das 
Ziel hatte, Impulse zur sozial-ökologi­
schen Transformation mit Blick auf die 
Welt der Arbeit in die Partei zu geben. 
Damit gewinnt der Gewerkschaftsrat 
allmählich an Kontur. Im Frühjahr 
2021 vom Parteivorstand einberufen 
und Ende 2021 personell unterlegt, 
dient er seit seiner Konstituierung zu 
Beginn des Jahres 2022 vor allem als 
gewerkschaftliches Beratungsgremi­
um der Partei, um den Blick auf die 
Welt der Arbeit zu schärfen – gerade in 
den aktuellen Transformationsprozes­
sen.
Der Impuls für die Etablierung eines 
Gewerkschaftsrates kam aus der BAG 
Betrieb & Gewerkschaft: Die Gewerk­

schaftsarbeit der Partei sollte nicht 
allein die Aufgabe einer Bundesar­
beitsgemeinschaft bleiben, sondern 
prominent beim Parteivorstand ange­
siedelt sein. Ein Fokus auf abhängig 

Beschäftigte und ihre kollektiven 
Schutzorganisationen macht den Klas­
senkompass einer sozialistischen Par­
tei aus. Und genauso wie eine falsche 
Klassenanalyse zu einer Verschiebung 

der parteipolitischen Ausrichtung 
führt, tun es fehlende Strukturen 
ebenfalls. Deshalb hat die BAG Betrieb 
& Gewerkschaft dafür geworben, der 
Gewerkschaftsorientierung der Partei 
eigene Strukturen zu geben. 
Auf dieser Grundlage beschloss der 
Parteivorstand einen Dreiklang, der 
diese Strukturen sicherstellen sollte: 
Ein Gewerkschaftsrat als gewerk­
schaftliches Beratungsgremium auf 
der Bundesebene. Spiegelbildlich 
dazu sollte der Parteivorstand unter 
den Landesvorsitzenden dafür wer­
ben, dass auch die Landesverbände 
Gewerkschaftsräte einberufen. Bis­
lang existieren diese lediglich in Sach­
sen und in Nordrhein-Westfalen. Hier 
ist also noch einiges zu tun.
Ein zweiter Schritt ist der Gewerk­
schaftsdialog. Der Gedanke dahinter: 
Parteispitze und Gewerkschaftsspitze 
treffen sich mindestens einmal jähr­
lich, um über die aktuellen Entwick­
lungen zu beraten. Diese Treffen fin­
den seit dem Wechsel in der Führungs­
spitze zu Janine Wissler regelmäßig 
statt. In einem dritten Schritt sollte 
zusätzlich jedes Jahr ein Gewerk­
schaftsratschlag organisiert werden – 
der erste ist zum Thema „Aufbruch 
Ost“ geplant.

Ulrike Eifler und Jan Richter,  
BAG Betrieb & Gewerkschaft

Gewerkschafts- 
aktiv: Für LINKE-
Mitglieder
Sozialer Fortschritt wird immer 
erkämpft. Harte Zeiten erfor­
dern starke Gewerkschaften, 
um die Interessen der Beschäf­
tigten durchzusetzen. Dazu ist 
die Arbeit in und mit den Ge­
werkschaften zentral. Um den 
haupt- und ehrenamtlich in den 
Gewerkschaften aktiven Mit­
gliedern der Partei DIE LINKE 
konkrete Angebote zur Vernet­
zung machen zu können, haben 
wir die Datenbank „Gewerk­
schaftsaktiv“ eingerichtet. 
Trag dich ein: Denn wer die 
Welt des Kapi­
tals schwä­
chen will, 
muss die Welt 
der Arbeit 
stärken! 

Konferenz: 
Gewerkschaftliche 
Erneuerung
Sei dabei: Vom 12. bis 14. Mai 
2023 findet in Bochum die fünf­
te Streikkonferenz statt. Im 
Zentrum steht der Austausch 
über die eigenen Erfahrungen 
in gewerkschaftlichen Ausein­
andersetzungen, Streiks oder 
betrieblichen Kämpfen und der 
Versuch ihrer Verallgemeine­
rung. Der konkrete Mehrwert 
für Teilnehmende: die Konfe­
renz vermittelt praxisbezoge­
nes Wissen und bietet die Mög­
lichkeit zur Vernetzung – und 
damit in künftigen Auseinan­
dersetzungen 
stärker zu wer­
den. 
Programm und 
Anmeldung: 

Treffen des Gewerkschaftsrates der LINKEN am 31.März 2023 in Frankfurt am Main
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EVG: Volle Fahrt voraus
Ende Februar startete die Tarifrunde für die Beschäf­

tigten der Deutschen Bahn. Die Verhandlungen für 
die rund 50 Unternehmen aus dem Organisationsbe­

reich der EVG finden in diesem Jahr zeitgleich statt, was 
die Synchronisierung von Warnstreikaktionen erleich­
tert. Zwölf Prozent fordert die EVG, mindestens aber 
650 Euro. Die Arbeitgeber boten bisher fünf Prozent auf 
27 Monate. Auf die Mindestforderung von 650 Euro 
sind sie gar nicht eingegangen, sondern brachten eine 
Einmalzahlung von 2.500 Euro ins Gespräch. Die ist 
natürlich nicht tabellenwirksam. Zudem stellten sie die 
in früheren Tarifrunden durchgesetzte Möglichkeit, zwi­
schen mehr Geld, mehr Urlaub oder einer Arbeitszeit­
verkürzung zu wählen, in Frage. Stattdessen fordert die 

Arbeitgeberseite längere Arbeitszeiten. Bei den Busge­
sellschaften sollen sich die Löhne am niedrigsten Niveau 
orientieren, um wettbewerbsfähig zu bleiben. Und im 
Bereich von Sicherheit und Gebäudereinigung will sich 
die Bahn künftig an „allgemeinverbindlichen, branchen­
spezifischen Tarifverträgen“ orientieren – diese liegen 
allerdings deutlich unter dem Niveau der EVG-Tarifver­
träge. Das alles vor dem Hintergrund, dass sich Bahn­
chef Richard Lutz das Gehalt für 2022 verdoppelte. Laut 
Geschäftsbericht lag die Vergütung des Vorstandsvorsit­
zenden bei 2,24 Millionen Euro: Zu seinem Grundgehalt 
von 970.000 Euro kam ein Bonus von mehr als 1,26 
Millionen Euro. Schwer vorstellbar, dass es sich dabei 
um eine Leistungsprämie handelte.

Hör ich da Tariferando?
Mit der NGG-Initiative „Liefern am 

Limit“ kämpfen die Beschäftigten 
Deutschlands größten Essenslie­

ferdienstes Lieferando für einen Tarif­
vertrag – das wäre der erste überhaupt 
in der Lieferbranche. Wir haben mit 
drei von ihnen über ihre Arbeitsbedin­
gungen gesprochen, was ihnen gefällt 
am Job und was sich ändern muss.
Leo, Vivian und Rizwan arbeiten in 
Berlin für den Essenslieferdienst Liefe­
rando, Marktführer in Deutschland 
und Tochter des niederländischen Un­
ternehmens Just Eat Takeaway. Sie 
bringen Essen aus Restaurants und 
Fastfood-Ketten wie McDonalds zu an­
deren Menschen nach Hause oder ins 
Büro.
Wie viele der etwa 7.000 Beschäftig­
ten in Deutschland sind sie über ver­
schiedene Wege zum Unternehmen 
gestoßen. Leo arbeitete in einer Wer­
beagentur und war vom Homeoffice 
zur Coronazeit genervt. Vivian verlor 
in der Zeit ihren Job in der Gastrono­
mie und ist jetzt „Kellnerin auf dem 
Fahrrad“, wie sie selbst sagt. Rizwan 
kommt ursprünglich aus Pakistan und 
lebt schon länger in Deutschland, 
wollte aber weg von seinem vorheri­
gen Job im Bewachungsdienst.

Sie mögen ihren Job: Die Bewegung 
an der Luft, das freie Arbeiten ohne 
einen direkten Chef vor der Nase, den 
Kontakt mit den Kunden und die Ge­
spräche in den Restaurants, aus denen 
sie das Essen abholen. Ob bei Regen, 
starkem Wind oder von Extrem-Tem­
peraturen von minus 10 bis über 30 
Grad – sie sind draußen gut sichtbar 
mit ihrer orangenen Arbeitskleidung 

auf dem Fahrrad unterwegs. Damit 
vertreten sie übrigens nur die Hälfte 
der Beschäftigten in Berlin. Die ande­
ren sind Autofahrer:innen, die meist 
unerkannt in der Stadt herum fahren.
Sie können viele Geschichten erzäh­
len: Touren, bei denen das Essen per 
Fuß in den 16. Stock eines Hochhau­
ses geschafft werden musste, weil der 
Fahrstuhl kaputt war. Von schreienden 

Kunden, die sich über eine verspätete­
te Essenslieferung beschwerten, ob­
wohl die Fahrerinnen und Fahrer dar­
auf keinen Einfluss haben. Davon, wie 
unterschiedlich Trinkgeld gegeben 
wird: In den teureren Wohnobjekten 
oder Firmenzentralen mit Bestellwer­
ten von 200 Euro gibt es teilweise gar 
kein Trinkgeld. In ärmeren Stadtbezir­
ken dagegen vergleichsweise gut oder 
bei jungen Familien, bei denen eine 
Bestellung etwas Besonderes am Wo­
chenende ist.
Und sie wollen, dass ihre Arbeit bes­
ser entlohnt wird und sich Arbeitsbe­
dingungen verbessern. Häufig wer­
den die Beschäftigten vom Unterneh­
men als reine Verfügungsmasse ein­
gesetzt, die Schichtplanung sorgt oft 
für Unmut. Sie folgte dem Wind­
hund-Prinzip: Wer sich als erste oder 
erster einträgt, bekommt sie. Die an­
deren haben das Nachsehen. Die 
Routen sind vor einiger Zeit deutlich 
ausgedehnt worden, so wird die An­
zahl der Lieferungen und das Bonus­
system beeinflusst. Die Fahrt vom 
letzten Auslieferungsort nach Hause 
wird nicht bezahlt. Der „Feierabend 
ist manchmal am Arsch der Welt“ 
und dann wird 30 Minuten oder 
mehr als „Privatfahrt“ nach Hause 
geradelt. Schwankende Arbeitszei­
ten und das Bonussystem verhindern 
ein verlässliches, regelmäßiges Ein­
kommen und das bei einem Stunden­
verdienst von 12 Euro für die meis­
ten.

Unterstützt von der Gewerkschaft 
Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG) 
haben die Beschäftigten in den zu­
rückliegenden Jahren Betriebsräte in 
bereits 18 Städten quer durch die Re­
publik gegründet. Erkämpft wurde, 
dass das Unternehmen auch Arbeits­
mittel wie Diensthandys und Fahrrad 
stellt. Und jetzt fordern sie einen Tarif­
vertrag mit einem Stundenlohn von 
mindestens 15 Euro, verbindliche Zu­
schläge für bestimmte Fahrzeiten oder 
besonders belastende Arbeitssituati­
on, 30 Tage Urlaub und vieles mehr. 
Bisher hat das Unternehmen nicht re­
agiert. Erste Streiks in einzelnen Städ­
ten werden geplant und der öffentliche 
Druck auf das Unternehmen erhöht. 
Hunderte Fahrerinnen und Fahrer ha­
ben sie in den letzten 
Monaten der Gewerk­
schaft NGG und ihrer 
Initiative „Liefern am 
Limit“ angeschlossen.
Olaf Klenke

Mehr Informationen 
www.ngg.net/liefernamlimit 

@liefernamlimit 
@liefernamlimit
@Liefern_amLimit

Die Rider Vivian, Rizwan und Leo in Berlin

Kolleginnen und Kollegen von  
Lieferando auf der Konferenz  
„Gewerkschaftliche Erneuerung“ 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung in 
Bochum: FIGHT FOR 15! 
14. Mai |9:30-12:00
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Mehr Kohle heißt die Parole!
Beschäftigte im Handel brauchen dringend erhebliche Entgeltsteigerungen

Im Einzel- und im Groß- und Außen­
handel startet derzeit die heiße Pha­
se der Tarifrunde 2023. Etwa 6,5 

Millionen Menschen sorgen dafür, 
dass die Konsumierenden mit Lebens­
mitteln, Textilien, Möbeln und vielen 
weiteren Waren versorgt werden. Im 
Einzelhandel sind etwa zwei Drittel 
der Beschäftigten weiblich und teil­
zeitbeschäftigt. Von den Arbeitgebern 
wird in den Tarifverhandlungen sogar 
davon gesprochen, dass die weibli­
chen Beschäftigten eigentlich nur „Zu­
verdienende“ zum eigentlichen Haus­
haltseinkommen des Ehemannes sei­
en. Dieses Weltbild aus dem letzten 
Jahrhundert ist leider immer noch 
sehr verbreitet.
Es geht im Kampf um bessere Entgelte 
im Handel also immer auch um Ge­
schlechtergerechtigkeit. Aber gerade 
in dieser Tarifrunde geht es um noch 
viel mehr. Bei einer aktuellen Inflation 

von offiziell etwa acht Prozent sind 
deutliche Entgeltsteigerungen ein ab­
solutes Muss für die Kolleginnen und 
Kollegen. Dies gilt erst recht, wenn 
man bedenkt, dass die Preissteigerung 
im unteren Lohnbereich noch viel 
stärkere Auswirkungen hat als für Bes­
serverdienende.
Seit der Jahrtausendwende haben die 
Arbeitgeber in der Branche darauf ver­
zichtet, gemeinsam mit den Gewerk­
schaften die Allgemeinverbindlichkeit 
der Tarifverträge (AVE) im Handel zu 
beantragen. Das hat dazu geführt, dass 
der ohnehin schon starke Wettbewerb 
im Handel noch einmal verstärkt auf 
den Rücken der Beschäftigten verlagert 
wurde. Mittlerweile liegt die Tarifbin­
dung bei etwa 30 Prozent der Beschäf­
tigten. Dem setzen die Gewerkschaft 
seit Jahren eine Kampagne entgegen, 
die unter dem Motto „Einer für Alle! 
Alle für Einen!“ für die AVE kämpft.

Auch dadurch hat die ohnehin schon 
massive Angst der Beschäftigten vor 
Altersarmut weiter zugenommen. Im 
Einzelhandel muss der Stundenlohn 
einer Vollzeitkraft (37,5 Stunden nach 
Tarifvertrag) heute 13,37 Euro betra­
gen, damit sie nach 45 Beitragsjahren 
eine Rente oberhalb der Grundsiche­
rung erhält. Damit wird deutlich, wie 
groß die Gefahr der Verarmung der 
Kolleginnen und Kollegen nach dem 
Arbeitsleben ist.
Daher sind die Forderungen der Ta­
rifkommissionen im Einzelhandel 
und im Groß- und Außenhandel ab­
solut gerechtfertigt. Im Einzelhandel 
haben diese beschlossen, dass eine 
Erhöhung des Stundenentgelts um 
2,50 Euro gefordert wird. Für die 
Auszubildenden sollen die Vergütun­
gen um 250 Euro steigen. Hinzu 
kommt die Forderung nach einem 
rentenfesten Mindeststundenentgelt 

von 13,50 Euro sowie die gemeinsa­
me Beantragung der Allgemeinver­
bindlichkeit der Tarifverträge und 
eine Laufzeit von 12 Monaten. Im 
Groß- und Außenhandel wird eine 
Erhöhung der Entgelte um 13 Pro­
zent gefordert, bei einer Mindester­
höhung um 400 Euro. Auch hier 
wird eine Erhöhung der Auszubil­
dendenvergütungen um 250 Euro, 
eine gemeinsame Beantragung der 
AVE und eine Laufzeit von 12 Mona­
ten gefordert. DIE LINKE steht ohne 
Wenn und Aber an der Seite der Kol­

leginnen und Kolle­
gen.

Nils Böhlke ist  
Bundessprecher der 
BAG Betrieb &  
Gewerkschaft

„Wir sind selbstbewusster geworden und 
das hat der Arbeitgeber auch gemerkt.“
Jan-Noah Friedrich, ver.di-Vertrauensleutesprecher in der Niederlassung Hannover, hat mit 
uns über die Tarifauseinandersetzung bei der Post gesprochen. 

Was hat sich durch diese Tarifrunde 
bei euch im Betrieb und auch insge-
samt unter den Beschäftigten ver-
ändert?
Wir sind selbstbewusster geworden 
und das hat der Arbeitgeber auch ge­
merkt. Wir sind als Belegschaft viel 
enger zusammengewachsen. Wir hat­
ten gemeinsame Momente kollektiver 
Stärke und konnten aus der Resigna­
tion ausbrechen. Um die 40 Kollegin­
nen und Kollegen haben sich neu in 
ver.di organisiert, ganz viele haben 
dieses Jahr zum ersten Mal an einem 
Streik teilgenommen und neue Erfah­
rungen gesammelt.

Wie habt ihr die Vernetzung unter 
den Beschäftigten vorangetrieben?
Während der Auseinandersetzung ha­
ben wir gemeinsame Treffen organi­
siert und wir haben uns wöchentlich 
mit den Vertrauensleuten online zu­
sammengeschaltet, um über die Ent­
wicklungen zu sprechen und uns aus­
zutauschen. Wir haben außerdem 
auch eine bundesweite Vernetzung 
gestartet, um betriebsgruppenüber­
greifend in die Diskussion zu kommen 
und voneinander zu lernen.

Wie bewertest du den Verlauf der 
Tarifrunde und das Ergebnis der Ur-
abstimmung?
Die Forderungsbefragung war sehr er­
folgreich, die Verhandlungstermine 
waren gut gelegt und wir konnten in 

den drei Warnstreikwellen mit fast 
100.000 Streikenden zeigen, wozu 
wir fähig sind. Insgesamt haben sich 
mehr als 12.000 Kolleginnen und Kol­
legen neu organisiert. Höhepunkt war 
unsere Urabstimmung für einen unbe­
fristeten Streik nach der dritten Ver­
handlungsrunde. Am Ende hatten sich 
85,9 % für einen unbefristeten Streik 
ausgesprochen. Es waren sogar schon 
gemeinsame Aktionen mit den Kolle­
ginnen und Kollegen aus dem öffentli­
chen Dienst geplant. Und dann kam 
die überraschende vierte Verhand­
lungsrunde, nach der die Empfehlung 

zur Annahme eines neuen Angebots 
ausgesprochen wurde.

Wie bewertest Du und die Kollegin-
nen und Kollegen, die mit Euch ge-
kämpft haben, den Abschluss, der 
jetzt vereinbart wurde?
Mit dem Tarifabschluss haben wir zwar 
definitiv eine finanzielle Entlastung, 
aber er bleibt weit hinter dem zurück, 
wofür wir ursprünglich gekämpft ha­
ben und was wir möglicherweise noch 
hätten erreichen können. Für viele von 
uns ist unverständlich, warum wir die 
historische Chance nicht genutzt ha­
ben, einen wirklichen Inflationsaus­
gleich zu erkämpfen und angemessen 
an den 8,6 Milliarden Euro Konzernge­
winn beteiligt zu werden.

Was wollt Ihr in der nächsten Zeit 
machen, um die Kolleginnen und 
Kollegen auf weitere Auseinander-
setzungen vorzubereiten und um 
noch stärker in kommende Ausein-
andersetzungen zu gehen?
Wir müssen jetzt irgendwie schauen, 
dass wir den Frust und die Enttäu­
schung vieler Kolleginnen und Kollegen 
auffangen, ehrlich mit ihnen umgehen 
und beweisen, warum wir uns jetzt wei­
ter organisieren müssen. Die Kollegin­
nen und Kollegen haben jetzt ganz viel 
gelernt und konnten während der 
Streiks und in den Betrieben spüren, 
wie viel Macht sie eigentlich haben. Wir 
dürfen jetzt auch nicht schlafen.

Reallohnverlust 
auf Jahre?
Mit der hohen Inflation droht 2023 
zum vierten Mal in Folge ein Real­
lohnverlust. Gelingt es den Gewerk­
schaften Lohnerhöhungen durch­
zusetzen, die mit den Preissteige­
rungen Schritt halten? Die Ampel­
regierung hat die Inflationsaus­
gleichsprämie geschaffen. Unter­
nehmen können bis zu 3.000 Euro 
einmalig steuer- und abgabenfrei 
an die Beschäftigten zahlen.
Auf den ersten Blick gut. Der Net­
to-Betrag entlastet insbesondere 
untere Lohngruppen schnell. Das 
Problem: Die Prämie wird nicht 
dauerhaft gezahlt, entfällt nach ei­
ner Zeit. Steht der Prämie eine ver­
gleichsweise niedrige prozentuale 
Lohnerhöhung gegenüber, bedeu­
tet das bereits auf mittlere Sicht 
einen deutlichen Kaufkraftverlust.
Für eine Durchschnittsverdiene­
rin braucht sich bei einer Lohner­
höhung von 4 % der kurzweilige 
Effekt der Inflationsprämie bereits 
im zweiten Jahr auf. Langfristig 
gehen tausende Euro verloren. 
Ziel muss es also sein, eine mög­
lichst hohe dauerhafte Lohnerhö­
hung durchzusetzen. Die Prämie 
kann gern oben rauf. Das geht 
nicht ohne gewerkschaftlichen 
Kampf. Der große Zuspruch bei 
zahlreichen Streiks in verschiede­

nen Branchen 
sollte uns ermu­
tigen, diesen 
Weg zu gehen.

Olaf Klenke ist 
Bundessprecher 
der BAG Betrieb & 
Gewerkschaft
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Ulrike Eifler

Wirtschaftsdemokratie muss die Antwort 
auf die Transformation werden
Die epochalen Umbrü­

che der Arbeitswelt auf 
der Basis von Dekarbo­

nisierung, Digitalisierung 
und Globalisierung und die 
aktuelle gesellschaftliche 
Krisensituation werfen zwei 
zentrale Fragestellungen 
auf: Wer trifft die notwendi­
gen Transformationsent­
scheidungen und wer zahlt 
dafür? Die Arbeitgeberseite 
hat ein Interesse daran, die 
Debatte über industrielle 
Umbauprozesse auf die Ein­
führung neuer digitaler und 
klimaneutraler Technologi­
en zu beschränken. Dieser 
rein technologiefixierte Fo­
kus ermöglicht es nämlich, 
Finanzierungs- und Demo­
kratisierungsfragen gezielt auszublen­
den.
Eine gerechte Gestaltung der Trans­
formation erfordert jedoch grundle­
gende Anpassungen des Wirtschafts­
systems an das Gemeinwohl. So wer­
den Transformationsprozesse erst 
dann gerecht, wenn sie zu einer ech­
ten sozial-ökologischen Transformati­
on werden. Das bedeutet, dass im 
Zuge der Transformation klimaneu­
trale Produktion und Beschäftigungs- 
und Einkommenssicherheit gleicher­
maßen gewährleistet werden muss. 
Die Zeit, in der Verluste sozialisiert 
werden, Gewinne aber privatisiert 
bleiben, muss endlich ein Ende haben. 
Wenn staatliche finanzielle Unterstüt­
zung der Unternehmen nicht an eine 
Kontrolle ihrer Verwendung, an Tarif­

treue oder eine Stärkung der Mitbe­
stimmung geknüpft wird, wird die 
Transformation nicht im Interesse der 
Beschäftigten gelingen.
Es muss ein Ende haben, dass 
Konzernentscheidungen ausschließ­
lich dem Profitinteresse untergeord­
net werden und Betriebsräte nur be­
grenzten Einfluss auf wirtschaftliche 
Entscheidungen haben. Die aktuel­
len Auseinandersetzungen um 
Standort- und Arbeitsplatzsicherung 
zeigen die Notwendigkeit einer Ein­
flussnahme auf Investitionen in den 
Betrieben und Regionen. Betriebs­
räte sollten sich nicht erst dann in 
wirtschaftliche Konzernentscheidun­
gen einmischen dürfen, wenn Betrie­
be schließen oder die Beschäftigten 
auf die Straße gesetzt werden, son­

dern schon vorher, damit es gar nicht 
erst so weit kommt.
Die Demokratisierung der Wirtschaft 
darf jedoch nicht auf die Stärkung der 
betrieblichen Mitbestimmung redu­
ziert werden. Sie muss zugleich gesell­
schaftlich gestaltet werden. Der Aus­
bau der öffentlichen Infrastruktur ist 
ebenso Teil der aktuellen Transformati­
on wie die Frage, an welche Bestim­
mungen die Zahlung von staatlichen 
Subventionen geknüpft wird. Indus­
triepolitischen Forderungen nach ei­
nem Transformationsfond, Investiti­
onslenkung oder staatlichen Leitmärk­
ten zeigen: Demokratie und Transfor­
mation sind eng ineinander verzahnt. 
Insbesondere der Zustand der öffentli­
chen Daseinsvorsorge wie Pflege, Woh­
nen, Energie oder Beförderung machen 

deutlich: Wenn gesellschaft­
liche Bereiche dem Profitin­
teresse privater Unterneh­
men untergeordnet wer­
den, dann geht das zu Las­
ten des Gemeinwohls.
Wenn der klimaneutrale In­
dustrieumbau also zu ei­
nem sozial-ökologischen 
Transformationsprozess 
werden soll, dann muss er 
vor allem zu einem gesell­
schaftlichen Prozess wer­
den. Wirtschaft muss sich 
am Gemeinwohl orientie­
ren. Dazu muss der Vor­
rang betriebswirtschaftli­
cher Konzernentscheidun­
gen vor Beschäftigungs- 
und Einkommenssicherheit 
ebenso ein Ende haben wie 

die Produktion auf der Basis der Über­
nutzung von Ressourcen.
Die Gewerkschaften müssen unter 
Einschluss von Demokratisierungsfra­
gen eine Transformationsperspektive 
entwickeln, die über bloßes Krisenma­
nagement hinausgeht. Demokratie 
und Transformationsgestaltung dür­
fen nicht voneinander entkoppelt wer­
den, wenn der klimaneutrale Indust­
rieumbau im Interesse der Beschäftig­
ten erfolgreich sein soll. Dazu müssen 
drei Handlungsebenen in den Blick 
genommen werden: die betriebliche, 
die regionale und die gesamtstaatliche 
Ebene. Die Frage nach einer höheren 
Besteuerung von Reichtum wird hier 
zur Grundvoraussetzung für staatli­
ches und demokratisches Agieren in 
der Transformation.

Die Bundesarbeitsgemeinschaft „Betrieb & Gewerkschaft“

Die BAG Betrieb und Gewerkschaft 
ist der offizielle Zusammen­
schluss für Gewerkschafterinnen 

und Gewerkschafter in und um die 
Partei DIE LINKE. Mit unseren Landes­
arbeitsgemeinschaften verfügen wir 
über eine stabile Struktur. Die Organi­
sierung von Beschäftigten ist eine not­
wendige Voraussetzung für unsere 
Klassenverankerung. Die Arbeit unse­
rer Parlamentsfraktionen ist ohne eine 
starke außerparlamentarische Bewe­
gung nur halb so wirksam. Aber auch 
Bewegungen können bei der Durch­
setzung ihrer Ziele auf eine Klassen­
verankerung nicht verzichten.
Klassenverankerung bedeutet, gesell­
schaftliche Entwicklungen durch die 
Brille der Beschäftigten zu betrachten. 
Sie organisieren, um in der gemeinsa­
men Debatte die Erfahrungen zu bün­

deln und eine gemeinsame Sicht auf 
die Welt zu entwickeln, um der tägli­
chen Individualisierung kollektive 
Antworten und Mobilisierungsstärke 
entgegenzusetzen. Wir bieten Gewerk­
schafterinnen und Gewerkschafter un­
ter unserem Dach eine gemeinsame 
Diskussionsplattform an, bündeln ihre 
Themen und schärfen das gewerk­
schaftspolitische Profil unserer Partei. 
DIE LINKE muss ein verlässlicher An­
sprechpartner für die Gewerkschaften 
sein. Gleichzeitig wollen wir aber 
auch in die gewerkschaftlichen Debat­
ten eingreifen und dort für linke Pers­
pektiven werben. Wir wollen für eine 
konfliktorientierte, parteiunabhängi­
ge, am politischen Mandat orientierte 
Gewerkschaftspolitik streiten. Wir 
wollen, wie bei den Pflegestreiks, Ar­
beitskämpfe politisch verallgemei­

nern. Wir wollen Solidarität organisie­
ren. Und wir wollen für klare Positio­
nierungen beispielsweise zu Parteien 
wie der AfD streiten – nicht von au­
ßen, sondern als aktiver Teil der Ge­
werkschaftsbewegung.
Auf www.betriebundgewerkschaft.de 
findet ihr spannende Beiträge und Be­
richte aus der Welt der Arbeit. Ihr 
wollt mitmachen? Dann scannt den 
QR-Code.

Hier findet Ihr uns in den sozialen Me­
dien:
Facebook: @Gewerkschafts.LINKE
Instagram: 
@welt_der_arbeit
Twitter: 
@Welt_der_Arbeit

Aktuelle Bundessprecherinnen und 
Bundessprecher: Jana Seppelt,  
Jan Richter, Ulrike Eifler, Olaf Klenke, 
Anton Salzbrunn, Franziska Junker, 
Nils Böhlke und Heidi Scharf  
(von oben links im Uhrzeigersinn)
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Gewerkschaften sind in der 
Friedensbewegung unverzichtbar
Ein Interview mit Özlem Alev Demirel, MdEP. Das Gespräch führte Ulrike Eifler.

Özlem, du bist Abgeordnete des Eu-
ropäischen Parlaments. Wie erlebst 
Du den Krieg in der Ukraine?
Ich erlebe diesen furchtbaren, völker­
rechtswidrigen Krieg nicht. Meine 
Abgeordnetenkollegen und ich sitzen 
im Warmen. Die Menschen in den 
Kriegsgebieten, zwangsrekrutierte 
Soldaten und Deserteure dagegen er­
leben Leid, Verwüstung und Enthei­
matung. Statt alles dafür zu tun, den 
Krieg zeitnah durch eine politische 
Lösung zu beenden, wird er für geo­
politische Interessen verlängert und 
der Tod Hunderttausender in Kauf 
genommen.

Kannst Du kurz umreißen, worum es 
in dem Krieg geht?
Im Kern handelt es sich um einen 
Machtkampf unterschiedlicher Kapi­
talfraktionen und Staaten: Russland 
auf der einen und die USA sowie die 
EU-Staaten auf der anderen Seite. 
Russland unter Putin ist nicht bereit, 
den Verlust seiner Einflusssphären so­
wie die Osterweiterung von NATO und 
EU hinzunehmen. Es fordert eine neue 
Sicherheitsarchitektur und Garantien. 
Insbesondere die USA lehnen diese ab 
und verweigern sich politischen Lö­
sungen im Machtkampf um die Ukrai­
ne. 

In welchem Zusammenhang steht 
das mit innenpolitischen Ent-
wicklungen in der Ukraine?
In der Ukraine tobt spätestens 
seit 2014 ein Kampf unter­
schiedlicher Machtblöcke 
und Kapitalfraktionen um 
eine „pro-russische“ 
oder „pro-westliche“ 
Orientierung. Die mas­
sive Verschuldung der 
Ukraine machte das 
Land abhängig vom 
Westen. Gleichzeitig for­
mierten sich im Donbass pro­
russische Kräfte mit Autonomie­
ansprüchen.

Putin begründet den Einmarsch in 
der Ukraine mit der Absicht, sie ent-
nazifizieren zu wollen.
Auch wenn die Präsenz extrem rech­
ter, ultranationalistischer Kräfte an 
wichtigen Schaltstellen in der Ukraine 
nicht negiert werden darf, ist das ein 
Vorwand. Auch in Russland gibt es ul­
tranationalistische Kräfte. Antifaschis­
mus dient niemals dazu, ein anderes 
Land zu überfallen. Im Gegenteil: Er 
verbietet es.

Ist der Krieg in der Ukraine eigent-
lich ein Krieg um die Ukraine?
Absolut. Aber es geht auch um die 
Neuaufteilung der Welt, um Geopoli­
tik, Einflusssphären und Hegemonie­
ansprüche. Moskau musste sich von 
dem Plan verabschieden, eine Mario­
nettenregierung zu installieren und 
zog sich in die Ostukraine zurück. Um 
die tobt seit einem Jahr ein heißer 
Krieg. Dem Westen geht es dabei mit­
nichten um das Selbstbestimmungs­
recht der Ukraine, sondern um die 
eigene Vormachtstellung.

Wird sich die Welt geopolitisch neu 
ordnen?
Der weltweite Führungsanspruch der 
USA wird durch die aufstrebende 
Wirtschaftsmacht China zunehmend 
in Frage gestellt. Manchen erscheint 
eine neue multipolare Weltordnung 
als Alternative zum brutalen US-Im­
perialismus. Einige setzen hier Hoff­
nungen auf die EU, andere eher auf 
China. Doch der Kampf um Einfluss­
sphären, Märkte und Ressourcen ist 
ein Machtkampf der herrschenden 
Kapitalfraktionen. Dieser wird immer 
robuster ausgetragen und die Kriegs­
gefahr weltweit steigt.

Neben dem wachsenden Unsicher-
heitsgefühl hat der Krieg aber auch 
zu sozialen Verwerfungen geführt, 
oder?
Ja, die Preissteigerungen bei Lebens­
mitteln und Energie bringen viele 

Menschen wirtschaftlich in Bedräng­
nis. Und wir sehen in der aktuellen 
Tarifrunde des öffentlichen Dienstes, 
wie die Interessen der Beschäftigten 
gegen die geplante Aufrüstung ausge­
spielt werden. So hat Verteidigungs­
minister Pistorius deutlich gemacht: 
Der Tarifabschluss gefährdet die Aus­
stattung der Bundeswehr.

Wie stark ist die Friedensbewegung?
Die Friedensbewegung hatte vor al­
lem zu Beginn des Krieges den Ent­
wicklungen wenig entgegenzusetzen. 
Das hatte auch mit analytischen 
Schwächen zu tun. Ich denke, unsere 
größte Herausforderung ist, den Cha­
rakter des Krieges als innerimperialen 
Machtkampf einzuordnen und die 
geopolitischen Verschiebungen aus ei­
ner Klassenhaltung heraus zu beant­
worten. Dafür sind die Gewerkschaf­
ten unverzichtbar: Nur eine starke 
Arbeiterbewegung, als Herz der Frie­
densbewegung, kann die Imperialis­
ten stoppen. In Italien beispielsweise 
gab es große Demonstrationen gegen 
Waffenlieferungen. In Belgien und 
Frankreich gab es Generalstreiks – 
nicht unmittelbar gegen den Krieg – 
aber gegen soziale Verwerfungen in­
folge des Krieges.

Wie kann die Friedensbewegung 
handlungsfähig werden?
Durch Antworten, die den Krieg in 
den Kontext der imperialen Kämpfe 
stellen. Wer kämpft hier und in wes­
sen Interesse? Das scheint mir die ent­
scheidende Frage. Dabei müssen wir 
solidarisch sein mit den Menschen in 
der Ukraine. Das heißt, nicht zuzulas­
sen, dass Regierungen ihre geopoliti­
schen Interessen über das Leben der 
Menschen dort stellen.

Hier handelt es sich um die  
Kurzfassung des Gesprächs,  
das Ulrike Eifler mit 
Özlem Alev Demirel 
für „Die Freiheitsliebe“ 
geführt hat. Das aus-
führliche Interview 
findet ihr hier:

Friedenspolitische 
Gewerkschaftskonferenz in Hanau
Die Gewerkschaften stehen vor der Herausforderung, ihre unverzichtbare Rolle als Frie-
densorganisation auszufüllen. Um die innengewerkschaftliche Debatte zu begleiten, 
laden die IG Metall Hanau-Fulda und die Rosa-Luxemburg-Stiftung zu einer friedenspo-
litischen Konferenz nach Hanau ein. 
Hintergrund ist der brutale russische Angriff auf die Ukraine. Der Krieg hat seither viel Leid 
produziert. Hunderttausende haben die sinnlose Eskalation mit dem Tod bezahlt. In den 
Abnutzungsschlachten um Bachmut sterben täglich 1.000 Soldaten auf beiden Seiten. 
Und es sind nicht die Söhne der Oligarchen, die auf die Schlachtfelder geworfen werden. 
Es ist die arme und arbeitende Bevölkerung. Gleichzeitig führt der Krieg zu einer weiteren 
Verhärtung des russischen Regimes. Andersdenkende und Kriegsdienstverweigerer wer-
den gnadenlos verfolgt. Und auch in der Ukraine wurden harsche Antigewerkschaftsge-
setze durchgesetzt, Freiheitsrechte eingeschränkt und mehr als ein Dutzend Parteien 
verboten. Hinzu kommt: Der Krieg hat auch Auswirkungen auf die Beschäftigten in 
Deutschland. Wir erleben eine Inflation wie seit 1951 nicht mehr. Jeder Zweite muss sich 
inzwischen stark einschränken. Außenpolitische Fragen verschränken sich mit sozial- 
und tarifpolitischen.
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter haben also aus mehreren Gründen ein Inter-
esse an einem Ende des Krieges: Zum Einen muss das sinnlose Töten so schnell wie 
möglich beendet werden. Eine regionale Eskalation darf es nicht geben. Zum Anderen 
zeigen die aktuellen Tarifrunden wie schwer es ist, reale Einkommensverbesserungen in 
Zeiten von Inflation und Energiekrise durchzusetzen. Kriege erschweren die Umverteilung 
von unten nach oben. Jeder Euro für den Krieg fehlt für eine armutsfeste Sozialpolitik, für 
gute Bildung und den sozial-ökologischen Umbau.

Den Frieden gewinnen – nicht den Krieg
23. bis 24. Juni 2023 

Gewerkschaftshaus Hanau, Am Freiheitsplatz 6, 63450 Hanau
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Ulrike Eifler

2. Mai 1933 – Sturm auf die Gewerkschaftshäuser
Die Lehre aus dem Verbot der Gewerkschaften ist die Wahrnehmung des politischen Mandats

Am 2. Mai 2023 jährt sich der Sturm 
auf die Gewerkschaftshäuser 
durch faschistische SA-Truppen 

und die Verfolgung, Verschleppung 
und brutale Ermordung zehntausen­
der Gewerkschafter zum 100. Mal. Vor 
dem Hintergrund der aktuellen gesell­
schaftlichen Krisensituation, die mit 
einem politischen Rechtsruck einher­
geht, sollten Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter einen Blick für 
die Veränderung gesellschaftlicher 
Kräfteverhältnisse in Geschichte und 
Gegenwart entwickeln. Denn das 
Agieren freier Gewerkschaften und 
die Inanspruchnahme des Streikrechts 
sind keine in Stein gegossenen, immer 
währenden Rechte, sondern Moment­
aufnahmen im ständigen Aushand­
lungskonflikt zwischen Kapital und 
Arbeit.

Kapitulation vor den Nazis
Wenn wir über den 2. Mai reden, ge­
hört zur Wahrheit leider auch: Die Ge­
genwehr gegen die SA blieb weitestge­
hend aus. Die Arbeiterbewegung wur­
de kampflos niedergerungen. In der 
Folge zeigte sich: Eine Gesellschaft 
ohne Gewerkschaften ist eine Gesell­
schaft, in der abhängig Beschäftigte 
rechtlos sind. Lohnabhängige wurden 
in einen Zustand der erzwungenen 
Vereinzelung gedrängt. Tarifverträge 
wurden in Tarifordnungen überführt. 
Diese wurden ohne Möglichkeit zum 
Widerspruch verkündet. Die Löhne 
sanken. Die Arbeitszeiten stiegen auf 
bis zu 70 Stunden pro Woche. 
Die Kapitulation der Arbeiterbewe­
gung ausgerechnet vor einem solchen 
System gehört zu ihren größten Tra­
gödien. Der Kampf gegen den Faschis­
mus blieb aus. Stattdessen signalisier­
te der Vorstand des Allgemeinen Deut­

schen Gewerkschaftsbundes (ADGB) 
Anpassungsbereitschaft bis an den 
Rand der Selbstaufgabe. So gab es Ge­
spräche mit Vertretern der Nationalso­
zialistischen Betriebszellenorganisati­
on (NSBO) über eine Einheitsgewerk­
schaft. Und als der ADGB am 1. Mai 
1933 seine Mitglieder zur Teilnahme 
am „Tag der nationalen Arbeit“ auf­
rief, wurden an den Gewerkschafts­
häusern schwarz-rotweiße Flaggen 
aufgezogen. Gleichzeitig bereitete die 
Propaganda von der Volksgemein­
schaft die Zerschlagung der Gewerk­
schaften als überflüssige Klassenorga­
nisationen argumentativ vor.

Mehr als eine Fehleinschätzung
Die Unterwerfungsstrategie des ADGB 
war mehr als die Folge einer Fehlein­
schätzung. Spätestens mit Beginn des 
19. Jahrhunderts sahen die Gewerk­
schaften im Interesse der internatio­
nalen Wettbewerbsfähigkeit ihre Rolle 
zunehmend als Hüterin der Gesamt­
wirtschaft. Bereits 1914 hatten sie be­
schlossen, für die Dauer des Krieges 
auf Streiks zu verzichten. In den 
1920er Jahren folgten tarifierte Ar­
beitszeitverlängerungen. 
Diese Praxis war das Ergebnis einer 
gewerkschaftlichen Debatte, in der die 
Führung des ADGB davon ausging, 
dass es jenseits des Interessengegen­
satzes zwischen Kapital und Arbeit vor 
allem ein wirtschaftliches Gesamtinte­
resse gäbe, dem die Interessen der 
Lohnabhängigen untergeordnet wer­
den müssten. Die Folge war die Aus­
richtung der Gewerkschaften als part­
nerschaftlich orientierter wirtschaftli­
cher Interessenverband. Gleichzeitig 
ging der ADGB davon aus, sich mit 
dem faschistischen Regime arrangie­
ren zu können – solange die Arbeitsbe­

ziehungen auf der betrieblichen Ebe­
ne geregelt werden könnten, wurden 
die gesellschaftlichen Auswirkungen 
des Regimes ausgeblendet. Mit dieser 
Strategie sollten die Gewerkschaften 
als legale Organisationen erhalten 
werden. In dieser Logik bekommt die 
Unterwerfung unter den Faschismus 
eine Folgerichtigkeit.

Politisches Mandat der 
Gewerkschaften
Die Entwicklung zeigt, dass sich Ge­
werkschaften schwächen, wenn sie 
sich auf die betriebliche Ebene zurück­
ziehen und die Veränderung gesell­
schaftlicher Kräfteverhältnisse aus 
dem Blick verlieren. Das permanente 
Bestreben der Unternehmer, den Lohn 
auf ein physisches Existenzminimum 
zu drücken und den Arbeitstag auf ein 
physisches Maximum auszudehnen, 
erfordert die betrieblichen Auseinan­
dersetzungen ebenso wie die offensive 
Wahrnehmung des gesellschaftspoliti­
schen Mandats. Das gilt ganz beson­
ders in Krisen- und Kriegszeiten. Vor 
allem Kriege drängen Gewerkschaften 
in Widerspruchssituationen: Sie er­
schweren die gesellschaftliche Umver­
teilung. Gleichzeitig erhöht die medi­
ale Berichterstattung den Druck zur 
Zustimmung zum Krieg. Der Blick in 
die Geschichte zeigt: Gewerkschaftli­
che Handlungsfähigkeit entsteht aus 
der Frage, in wessen Interesse politi­

sche Entscheidungen 
getroffen, Krisenaus­
wirkungen bearbei­
tet oder Kriege ge­
führt werden.
Ulrike Eifler ist  
Bundessprecherin  
der BAG Betrieb &  
Gewerkschaft

Ja, ich will
■■	 ... regelmäßig die betrieb & ge-

werkschaft zugeschickt bekom-
men. 

Ja, ich will mehr
■■	 ... Informationen über die AG Be-

trieb & Gewerkschaft der Linken. 

Nein!
■■	 Ich will jetzt endlich mal Mitglied 

der Partei DIE LINKE werden.

Ja, ich möchte
■■	 ... regelmäßig zu Veranstaltungen 

eingeladen werden und deshalb in 
der AG Betrieb & Gewerkschaft ak-
tiv mitarbeiten

Name

Anschrift

E-Mail-Adresse

Gewerkschaft

Einsenden an DIE LINKE, AG Betrieb & Ge-
werkschaft, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 
Berlin

Besetzung des Berliner Gewerkschaftshauses der Freien Gewerkschaften am 2. Mai 1933 durch die Sturmabteilung (SA)
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